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it Erlass vom 9, März 1896 hat die österreichische Unterrichts- 
ver waltung einen sehr bedeutsamen und wichtigen Schritt ge- 
IBM than, der seltsamerweise an unserer „öffentlichen Meinung" 
ziemlich spurlos vorübergegangen ist, Sie hat nämlich Frauen zur Ab- 
legung der Maturitätsprüfung zugelassen. 

Aufgabe der folgenden Zeilen ist es, da« Publicum auf die Be- 
deutung dieser Maßregel nach einer bestimmten Richtung hin, nämlich 
soweit sie mit den juristischen Studien und Berufen im Zu- 
sammenhang steht, aufmerksam zu machen. Anderen möge es überlassen 
bleiben, Äehnliches bezüglich der philosophischen und medicinischen 
Studien und Berufe zu thun. Ich beschränke mich auf die Erörterung 
jener Fragen, mit denen zu beschäftigen mich mein Beruf als Professor 
der Wiener juristischen Facultät veranlasst hat. 

. Bald nachdem der eingangs gedachte Erlass erschienen war, hat 
das Unterrichts-Ministerium mit einem weiteren Erlass vom 23. März 1897 
die philosophischen Facultäten dem weiblichen Geschlechte eröffnet 
und Frauen als ordentliche, sowie natürlich als außerordentliche Hörerinnen 
dieser Facultäten zugelassen. 

Außerdem wurde Frauen, welche im Auslande das medicinische 
Doctorat erworben hatten, von der Regierung schon vorher durch die 
Verordnung vom 19. März 1896 gestattet, im Wege der Nostrifikation 
die Promovierung zu inländischen Doctoren der Medicin zu erreichen. 
Hiemit war ein wichtiger Schritt nach vorwärts gemacht, freilich auch 
jener unhaltbare Zustand geschaffen worden, vermöge dessen unsere ein- 
heimischen Frauen, welche das Doctorat der Medicin erwerben wollen, 
gezwungen sind, die dazu nöthigen Studien im Ausland zu machen! 
Immerhin war aus diesen Thatsachen zu ersehen, dass unser Unterrichts- 
Ministerium, wenn auch zunächst vorsichtig und langsam vorgehend, sich doch 
im Princip bereits dafür entschieden habe, der Erwerbung der Universitäts- 
bildung seitens des weiblichen Geschlechtes nicht mehr hindernd im Wege 
stehen zu wollen. Es war unvermeidlich, dass nunmehr die Sache auch 
bezüglich der juristischen Berufe in Fluss kommen müsse. 

Ich stellte daher im Frühjahre 1899 bei der Wiener juristischen 
Facultät den Antrag, das Ministerium zu ersuchen, dass auch die 
juristischen Facultäten dem weiblichen Geschlechte eröffnet werden 
mögen. Die Facultät bestellte ein Comite, welches die Sache eingehend 
erörterte und mit Majorität dem Plenum den Vorschlag unterbreitete, 
den gestellten Antrag zu genehmigen. Die Facultät behielt sich jedoch 
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nur dringendst wünschen könnten, die männlichen Studierenden möchten 
sieh an ihnen ein Vorbild nehmen. Uebrigeng sind auch in der üuiversitäts" 
bibliothek schon seit langem Frauen zugelassen, ohne dass sich irgend- 
welche Unzukömmlichkeiten daraus ergeben hätten. Sittliche Bedenken 
bestehen gewiss — wenigstens bei der juristischen Facultät ■ — nicht, 
und es läset sich auch schwerlich annehmen,, dass solche heute noch ernst- 
haft geltend gemacht werden dürften. Es ist mehr die Neuheit des Vor- 
ganges, die abgeschreckt hat, als ein triftiger Grund, 

Etwas anders liegt freilich die Frage, ob mit der Zulassung der 
Frauen zur ordentlichen Hörerschaft auch ihre Heranziehung zu den 
Staatsprüfungen noth wendig wird. Denn mit dieser Frage wird 
zugleich die weitere Frage ihrer Zulassung zu den rechtsgeiehrten 
Berufen aufgerollt. Und diese zwei Dinare : Zulassung zur ordentlichen 
Hörerschaft und Zulassung zn den Staatsprüfungen stehen allerdings in 
einem rechtlichen und thatsäch liehen Zusammenhang. 

Der rechtliche besteht darin, dass nur die ordentlichen Hörer zu 
den Staatsprüfungen zugelassen werden k ö n n e n, aber auch müssen, 
der that sächliche darin, dass die Eigenschaft eines ordentlichen Hörers nur 
durch die Ablegung der Staatsprüfungen einen praktischen Wert erhält. 

Aus diesem Grunde hat denn auch das Co mite" vorgeschlagen, 
Frauen, welche ordentliche Hörerinnen sind, unter denselben Bedingungen 
wie die männlichen Hörer die Staatsprüfungen ablegen zu lassen* 

Gibt man die Notwendigkeit zu, Frauen, welche die Maturitäts- 
prüfung abgelegt haben, als ordentliche Hörerinnen der juristischen 
Facultät inscribieren zu lassen, so ist an sich gegen die Ablegung der 
Staatsprüfungen seitens derselben natürlich nicht das Geringste einzuwenden. 
Es handelt sich eben um das Weitere, 

Denn es hätte wenig Sinn, die Staatsprüfungen zn gestatten, ohne 
den mit Erfolg geprüften Frauen die Erreichung der rechts- 
gelehrten Berufs zweige in Aussicht zu stellen. Andernfalls würde 
ja hier derselbe vitiose Zustand entstehen, welcher gegenwärtig im Ver- 
hältnis von Maturitätsprüfung und ordentlicher Hörerschaft hinsichtlich 
der Frauen zu beklagen ist, Denn die Rolle, welche die Maturitäts- 
prüfung im Hinblick auf den Eintritt m die Universität spielt, gleicht 
derjenigen der Staatsprüfungen für den Staatsdienst. Daher liegt hier 
das Bedenken, welches man gegen den Eintritt der Frauen in die ordent- 
liche Hörerschaft der juristischen Facultät hegen muss. 

Prüfen wir also diese Frage. Hiebei ist nun nicht zu leugnen, 
dass sich die Facultät formell mit Erwägungen oder Beschlüssen in dieser 
Sache außer ihre Competenz im strengen Sinn hinausbegibt. Denn die 
Feststellung der Qualifikation für den Staatsdienst und die Auswahl der 
dazu passenden Individuen ist Sache der Gesetzgebung und der Re- 
gierung; dies ist keine akademische Frage mehr. Allein man kann sie 
aus den eben erwähnten Gründen von der reiu akademischen Frage des 
Zutrittes zur ordentlichen Hörerschaft nicht trennen, sie sind vielmehr 
beide anfs innigste miteinander verquiekt. Wir müssen also bei Erörterung 
der rein akademischen Frage auch die letzten, nicht mehr akademischen 
Conseqnenzen des gestellten Antrages in Erwägung ziehen und Stellung 
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nehmen zu dem Problem der Zulassung von Frauen zu den rechts - 
gelehrten Eernfen überhaupt. Ohne diese wäre die Iuscriöierung von Frauen 
als ordentliche Hörerinnen eine wertlose Halbheit. In dieser Hinsicht 
aber ist vor allem zu erwägen, ob sich Frauen zu den rechtegelehrten 
Berufen überhaupt eignen. 

Es ist nicht Aufgabe dieser Zeilen , Ausblicke in die ferne Zukunft 
zu versuchen. Und so ist denn ohne weiters zuzugeben, dass in jener Zeit- 
spanne, die uns zu überschauen bescnieden aber auch Pflicht ist, ge- 
wisse Zweige der reehtsgel ehrten Berufe dem weiblichen Geschlechte ver- 
schlossen bleiben werden. Und zwar gerade die wichtigsten, zahlreichsten. 

Jene Amtsstellen nämlich, welche mit dem Publicum in directen 
Verkehr zu treten bestimmt sind und außerdem dabei die staatliche 
Autorität zur Geltung zu bringen haben, werden sich bis auf Weiteres 
schwerlich dem weiblichen Geschlecht eröffnen können. Also das Richter- 
amt, sowie der polirische Dienst im gewöhnlichen Sinne des Wortes. 
Allein es gibt auch im Bereich des Staatsdienstes verschiedene Zweige r 
in denen ein solcher Verkehr nicht platzgreift und solche eignen sich 
gewiss auch jetzt schon für das weibliche Geschlecht. Es sind dies die 
Aemter, welche mehr den Charakter des Bureaudienstes haben, bei denen 
es vorwiegend auf manipulative, acten- oder rechnungsmäßige Functionen 
ankommt. Solcher Amtsstellen aber gibt es zahlreiche in der Rechnungs- 
und Cassenbranche, im Post-, Postsparcassen-, Eisenbahn-, Telegraphen-, 
Telephondienst, dann in Zoll- und Steuersachen, überhaupt im Finanz- 
dienst. Es möge auch darauf verwiesen werden, dass die Einführung 
weiblicher Fabriks- und Gewerbeinspectoren ein dringendes Bedürfnis 
ist, dem auch in Oesterreich baldigst wird Genüge geleistet werden 
müssen, und dass für diese Aemter eine rechtsgelehrte Vorbildung 
wünschenswert ist. In einem Theile dieser Berufszweige finden sich 
bekanntlich schon heute zahlreiche weibliche Arbeitskräfte angestellt, 
allerdings nur in niederen Functionen, für welche eine rechtsgelehrte 
Vorbildung nicht erforderlich ist. Schwerlich wird man aber dem weib- 
lichen Geschlechte etwa die Fähigkeit absprechen können, eine höhere 
Qualifikation zu erwerben und damit die einer solchen vörbehaltenen 
Functionen auszufüllen. 

Eine zweite, den Frauen zu eröffnende Gruppe wären analoge 
Amtsstellen bei den autonomen Behörden, bei den Ländern, Bezirken, 
Gemeinden, l>ei den städtischen Magistraten, öffentlichen Corporationen 
und Anstalten aller Art, insoferne für dieselben die gleichen Gesichts- 
punkte maßgebend werden können und eine rechtsgelehrte Vorbildung 
verlangt wird. Von einem Zwang gegenüber diesen Körperschaften, 
Frauen anzustellen, könnte natürlich keine Rede sein, vielmehr müsste 
ihnen ebenso wie den Regierungsbehörden die Auswahl der passenden 
Individuen vorbehalten bleiben. Allein es leidet keinen Zweifel, dass 
hier, wie sonst in derlei Sachen, das Beispiel des Staates rasch Nach- 
ahmung finden wird. 

Eine dritte Gruppe endlich würden die Stellungen der An*w alte, 
Notare und ihrer Gehilfen bilden. Irgend welche triftige Gründe 
(außer der üngewohntheit), diese Berufe dem weiblichen Geschlechte ver- 
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schlössen zu halten, existieren nicht. Hiebet ist überdies hervorzuheben, 
da ss Advocaten heute schon in ziemlicher Anzahl sich weiblicher Hilfs- 
kräfte bedienen, und dass kein Anstand obwaltet, diese letzteren s In- 
stitution sfäajg zu machen* An einem Bedarf weiblicher Arbeitskräfte für 
&h rechts gelehrten Berufe dürfte es also schon jetzt nicht mangeln.*) 

Schwerer wiegt ein anderes Bedenken socialpolitischer Art. Es ist 
ja bekannt, dass Frauenarbeit im allgemeinen weniger bezahlt wird als 
Männerarbeit, und dass die Frauen wegen ihrer geringeren Widerstands- 
fähigkeit und ihrer geringen Gabe zur Organisation als Lohndrückerinnen 
fangieren. 

Die sattsam bekannte Art, wie die weiblichen Arbeitskräfte im 
Post-, Tetegraphen- und Telephondienste ausgenützt werden, scheint in 
der That in dieser Hinsieht recht abschreckend wirken zu müssen. Allein 
vergessen wir nicht, dass es sich hier um ungelernte oder doch minder 
qualifizierte Arbeit handelt, bei welcher derlei Erscheinungen leider selbst 
im Staatsdienste vorkommen, während es sich bei den rechtsgel ehrten 
Berufen um höchst qualilicierte Arbeit dreht, deren Entlohnung an sich 
stets der Ausbeutung schwerer zugänglich ist, dass ferner bei der 
wichtigsten der obigen drei Gruppen, nämlich beim rechtsge lehrten Staats- 
dienste, die Dienstesbezüge gesetzlich festgestellt werden, und dass für die 
Entlohnung solcher Leistungen überhaupt nicht die Idee des Arbeitslohnes, 
sondern der standesgemäßen Erhaltung maßgebend ist. Auch könnte bei 
den rechtsgelehrten Berufen ein solcher Mässeneintritt von. Frauen, wie 
sie bei jenen fatalen Beispielen vorkamen, so dass ganze Branchen fast 
ausschließlich mit Franen besetzt wurden, naturgemäß nicht platzgreifen. 
Es werden ja wahrscheinlich in die betreffenden Branchen nur vereinzelte 
Individuen weiblichen Geschlechtes aufgenommen werden, deren Existenz 
die Höhe der Dienstesbezüge schwerlich beeinflussen könnte. Aus diesem 
Grunde dürfte eine derartige Gefahr auch nicht bei der zweiten der oben 
genannten Gruppen bestehen, zumal ja erfahrungsmäßig die Dienstesbezüge 
der autonomen Körper die der staatlich Angestellten nicht nur erreichen, 

*) Nnch den Mittheilungen Julius PierstorfFs, der in der eben erscheinenden 
zweiten Auflage des Handwörterbuches der Staats Wissenschaften, herausgegeben 
von Conrad u. A., III., S. 1195 ff. den gegenwärtigen Stand der Frauenbewegung 
in übersichtlicher Weise behandelt, sind bisher Fraueu zur Advocatur zugelassen 
in 32 Staaten und Territorien der nordamerikanischen Union, seit 1879 auch in 
der Union selbst beim Bundesobergericht, dann in Schweden seit 1879, in Finland, 
Rumänien, in Indien, Canada (seit 1892), in Mexico und einigen anderen über- 
seeischen Ländern, sodann in den Gantonen Neufchätel und Appenzell a. R., 
endlich seit 1897 in Zürich. In der nordamerikanischen Union sind sie auch 
zum Notariat zugelassen. Daselbst gab es an Advocaten ---.. 

männliche weibliche 

1880 64.062 75 

1890 89.422 208 

1897 zählte man bereits 275 weibliche Rechtsanwälte, von denen 11 beim 
Bundesobergerichte zugelassen waren. Von den prakticierenden weiblichen Ad- 
vocaten sei jedoch nur eine geringe Anzahl vollbeschäftigt* Die Praxis der 
großen Mehrzahl sei unbedeutend Die Feststellung der Zahl jener Frauen, 
die im öffentlichen Dienste stehen (in Nordamerika ist diese Zahl eine sehr 
erhebliche), wäre mit Rücksicht auf die sehr verschiedenen Vorbedingungen 
der öffentlichen Dienste in den verschiedenen Staaten von wenig Wert. 
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sondern in der Hegel um ein Geringes übersteigen. Am ehesten könnte 
die gedachte Gefahr im Gehilfen stände des Anwalt- und Notarb erufes 
befürchtet werden, Das einfache Gegenmittel wäre ee t den Frauen die 
Erreichung des Berufes selbst zu ermöglichen, was ja wohl auf die 
Daner ohnedies nicht aufgehalten werden kann. 

Die Besorgnis also, dass durch die Zulassung von Frauen zu den 
rechts gelehrten Berufen eine Herab d rück uitg der Dienstesbezüge eintreten 
konnte, hält bei genauerer Prüfung nicht stand. 

Indes, selbst wenn dem so wäre, wenn diese Besorgnis so be- 
gründet wäre, als sie thatsächlich unbegründet ist, wer dürfte es wagen, 
sie heute auch nur offen auszusprechen, da wir in einer Gesellschaft 
leben, die Frauenarbeit frohlockend willkommen heiß;, nicht obwohl, 
sondern weil sie lohn drückend wirkt ? Denn nicht trotz, sondern wegen 
dieser ihrer Eigenschaft seben wir doch vor unseren Augen tausend e 
von Frauen als F ab riksarbe itcrinnen, als Laden diener innen, ja in schweren 
und gesundbeitsgefälir liehen Betrieben arbeiten. Wenn sich die Gesell- 
schaft und ihre Gesetzgebung dieser Frauen nicht erinnert, um ihrer 
Lohn drückerei zu steuern, mit welchem Recht könnten wir jene Besoignis 
gegenüber den rechtsgelehrten Berufszweigen geltend machen, hier, wo sie 
entweder gar nicht oder doch nur in verschwindendem Maße besteht? 

Oder wollen wir aufrichtig sein und sagen, dort bandle es sich 
nur um das Arbeitseinkommen des Proletariats, liier aber um jenes 
der Gesellschaft Belasse, der wir, Mittelstand und besitzende Classen, 
angehören? Las wäre eine Auffassung der Sache, gegen die ich mich 
wenigstens für meinen Theil energisch verwahren müsste, denn es hieße 
das „aus den Fesseln heraus reden", welche uns das Classenbewussteein 
auferlegt, das den Gemeinsinn zerstört und das unserer Zeit und unserer 
Wissenschaft nicht würdig ist. 

Aus diesen Gründen möchte ich auch die Besorgnis zurückweisen, 
die sieh bei manchen Leuten einstellt, sobald man an die „F ran e nf rage tf 
rührt, die Besorgnis nämlich, es würde mit ihr die ganze unangenehme 
„sociale Frage' 1 aufgerollt werden. Nichts ungerechtfertigter, als diese 
Angst ! Die Keform, die das Gönnte beantragt, hat mit der Hebuug der 
Lage des Frauenproletariats oder gar des Proletariats überhaupt niebt 
das Geringste zu schaffen. Erstens darum, weil die rechtsgelehrten 
Berufe im ganzen als viel zu kostspielig dem Proletariat verschlossen 
sind und bleiben werden. Das einzige Mittel, das heute existiert, um 
einzelne Elemente des Proletariats in diese Kreise hereinzuziehen, ist 
— richtig angewendet — das Stiftungswesen. Allein dessen Wirkung 
ist im Vergleich zur Masse der Berufsstellen verschwindend gering; es 
kommt übrigens thatsächlich fast gar nicht dem Proletariat, sondern 
dem kleinen Mittelstände oder seiner Descendenz, die in Gefahr sehwebt, 
ins Proletariat zu versinken, zugute. 

Zweitens darum, weil von den zu eröffnenden Berufen in abseh- 
barer Zeit nur ein geringer Theil mit weiblichen Arbeitskräften besetzt 
werden dürfte. 

Wie groß die Zablen sind, um die es sich dabei handelt, wissen 
wir nicht, weil unsere Statistik darüber keinen Autschluss gibt- Es 
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müsste erhoben werden, wie viele Individuen rechtsgel ehrte Qualiiication 
besitzen. Die Zahl der Staatsbeamten, die ja zu constatieren wäre, deckt 
eich damit natürlich nicht, weil es einerseits viele Staatsbeamte ohne 
rechtsgelehrte Vorbildung, andererseits viele mit der letzteren gibt, die 
nicht Staatsbeamte sind, Um die socialpolitische Tragweite der Reform 
genan abzuschätzen, müsste mau von der Zahl der rechtegelehrten Steilen 
jene abziehen, welche nacli wie vor dem männlichen Ge schlechte vor- 
behalten bleiben werden, und in dieser Ziffer würde dann die voraus- 
sichtlich mit Frauen zu besetzende Zahl von Aemtern abzuschätzen sein. 
Dieser Rest wird zwar für den Mittelstand von einiger, für die Ge- 
sammtmasse des Volkes und der besitzlosen Classe insbesondere aber 
ohne jede Bedeutung, eine wahre quantite ntfgligeable, sein. Bedenkt 
man dabei, dass, wie erwähnt, die Frauen, die hier in Frage kommen 
können, sich fast vollständig aus den Kreisen der mittleren oder kleinen 
Beamten*, Offreiers- oder sonstigen Mittelstandsfamilien recrutieren werden, 
deren Eltern zwar in der Lage sind, die Kinder studieren zu lassen, 
ihnen aber kein erhebliches Vermögen hinterlassen können, so ist ea 
klar, dass das ganze Problem sich innerhalb der besitzenden Classe 
abspielt und mit der sogenannten socialen Frage nicht das Mindeste 
zu thun hat. Es dreht sich vielmehr darum, eine gewisse Zahl von ver- 
fügbaren Arbeitsgelegenheiten zwischen Männern und Frauen des 
Mit t e 1 stand es aufzuteilen. 

Freilich, das eine ist klar : Wenn eine gewisse Anzahl von rechts- 
gelehrten Berufsstellen dem weiblichen Gesehlechte zufallt, so hat das 
zur Folge, dass (im großen und ganzen wenigstens) eine ebenso große 
Anzahl von Männern diese Stellen nicht erhalten kann. 

Diese Männer werden sich also um andere Erwerbsmittel umsehen 
müssen. Vielleicht wird dies einen Theil zu der unserer Bevölkerung 
leider so sehr mangelnden Initiative anspornen, neue Unternehmungen 
ins Leben zu rufen ; vielleicht wird auch ein Theil der Proletarisierung 
anheimfallen. Manche Leute malen sich diese Folgen schrecklich aus. 
Und auch mit Recht, Es ist nur naiv, zu glauben, dass die- 
selben den Frauen, die sie treffen, weniger weh thun als 
den Männern. Mit welchem Recht betrachtet man das erstere für 
wünschenswerter, als das letztere? Wer nicht gedankenlos am Her- 
kommen deshalb haftet, weil es eben Herkommen ist, der wird sich 
vielmehr sagen müssen, dass es umgekehrt sei. Denn die Benifszweige. 
die dem Manne offen stehen, sind unendlich zahlreicher und mannig- 
faltiger; der Mann ist widerstandskräftiger und arbeitsfähiger. Wenn 
nun die gedachte Maßregel den unerwünschten Erfolg hat, eine gewisse 
Anzahl von Existenzen zu proletarisieren, so ist es nicht nur gerechter, 
sondern auch socialpolitisch klüger, wenn hievon nicht das 
schwächere, sondern das stärkere Geschlecht betroffen wird, nicht zuletzt 
auch deshalb, weil die Folgen der Proletarisierung beim weiblichen Ge* 
schlecht individuell und social verderblicher sind und insbesondere nur 
dieses der Prostitution anheimfallen kann. 

Noch eine Einwendung gegen Reformen der von uns vorgeschlagenen 
Art bekommt man oft zu hören. Man möge, so sagen viele, das Weib 
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ihrem „natürlichen Berufe nicht entziehend Der poetischen Aus- 
sehm ückim gen, mit welchen jene, die solche Phrasen in den Mund nehmen, 
den natürlichen Beruf der Jungfrau, Gattin, Mutter zu umgeben pflegen, 
braucht hier wohl nicht besonders gedacht zu werden, da sie sattsam 
bekannt sind. Derlei Phrasen verfehlen freilich in der Regel nicht ihre 
beabsichtigte Wirkung^ wenigstens vor einem Publicum, das den besitzenden 
Claseen angehört. Unwillkürlich denkt man an die milde und würdevolle 
Hausfrau, die da weise herrschet im häuslichen Kreise nnd welche die 
rauhe Hand der Reformer mit Gewalt ans diesem trauten Kreise fortreißen 
will in jenes „feindliche Leben u , mit dessen Schilderung der Dichter so 
treffend den Concnrrenzkampf charakterisiert hat. Nur schade, dass seit 
der Niederschrift dieser Schilderung sieh einiges in unseren socialen 
Zuständen verändert hat, was freilich manche Leute nicht sehen wollen 
oder können, Die Art und Weise, wie Schiller die verschiedenen Berufe 
bei den beiden Geschlechtern charakterisiert hat, entspricht heute den 
Thatsaehen nur mehr bei der besitzenden Classe, der einen teÖXl;, 
um mit Plato zu sprechen, der wir angehören. Die der anderen 7:6X1; 
hat unsere Gesellschaftsordnung längst ihrem „natürlichen Berufe" ent- 
risse^ weil sie eben selbst verdienen oder mitverdienen müssen, um 
leben zu können. Was will der Zahl dieser Frauen gegenüber die gering- 
fügige Minderzahl bedeuten, die wir ihrem „natürlichen Berufe" ent- 
reißen wollen ! Und wenn wir es noch thäten ! Thatsächlich fällt das 
aber niemandem ein. Es wird ja nicht vorgeschlagen, Frauen zu rechts- 
gelehrten Berufen zu zwingen. Glaubt man wirklich, dass aus den 
Mittelständen eine Frau jemals durch einen höheren Beruf gezwungen 
werden wird, ihren natürlichen zu opfern? Das kann doch im Ernste 
niemand meinen. Selbstverständlich wird jede Frau den letzteren vor- 
ziehen, aber freilich nur dann, wenn sie ihn findet. „Ihn", das heisst 
nämlich nicht nur den natürlichen Beruf, sondern auch „ihn", den 
Mann, ohne dessen Mitwirkung sie es beim besten Willen nicht fertig 
bringt. Zu sagen, man „entreiße" eine Frau einem Wirkungskreise, 
den sie nicht finden kann, das ist doch einfach grotesk, eine 
Art Gegenstück zu dem Nestroy'schen Soldaten, den der Gefangene, 
den er gemacht hat, nicht auslässt. Denn es handelt sich gerade um 
jene Frauen, die in der gerechtfertigten Besorgnis leben, ihren natür- 
lichen Wirkungskreis nicht finden zu können und denen daher der 
Staat die Möglichkeit gewähren muss, für diesen Fall durch Ausbildung 
zu einem ihrem Stande entsprechenden Beruf Vorsorge zu treffen. Dies 
zu ermöglichen ist der Staat moralisch verpflichtet, weil es ein Gebot 
der Menschlichkeit ist, die Frauen des Mittelstandes, die in dieser Lage 
sind, nicht zu jener Marterexistenz zu nöthigen, die sie heute führen 
müssen, indem wir sie zwingen, entweder als verspottete „alte Jungfern" 
schmarotzerhaft vom Mitleid anderer zu leben oder aber unter Preis- 
gebung aller ihrer Lebensanschauungen, die wir ihnen mühevoll durch 
unsere Erziehung eingeimpft haben, sich in die Kreise des „arbeitenden* 
Volkes hinabstossen zu lassen. Der Staat soll und muss es also, soweit 
nicht die Natur oder unüberwindliche sociale Hindernisse im Wege stehen, 
den Frauen ermöglichen, dieselbe Bildung zu erreichen, wie dem 
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Manne. Wenn auch ein Theil der Frauen steh für gelehrte Berufe nicht 
eignen mag, so darf der Staat doch nicht jede vom Zutritt zu den 
höheren Anstalten ausschließen, muss es vielmehr dem einzelnen Indivi- 
duum üb erlassen, sich seinen Beruf frei zu wählen. Auch vom männ- 
lichen Ge&chlechte sind ja nicht alle zur Erwerbung höherer Bildung 
geeignet! Wie dann die Frauen von der ihnen gewährten Möglichkeit 
Gebranch machen, das ist ihre individuelle Angelegenheit und außerdem 
werden sich schon diejenigen zur Genüge darum bekümmern, welche 
berufen sind, die Öffentlichen Ämter zu verleihen, oder welche in der 
Lage sind, ihre Dienstleistungen als Anwalt, Arzt u. s. w, in Anspruch 
zu nehmen. 

In Art 18 unseres Staatsgrundgesetzes heis&t ea : „Es steht jeder- 
mann frei, sei uen Beruf zu wählen und sich für denselben auszubilden, 
wie und wo er will*, und in Art. 3 : r die öffentlichen Amter sind für 
alle Staatsbürger gleich zugänglich". Möge sich doch jeder fragen, ob 
die bisher bestandene Ausschließung aller Frauen von den höheren 
Bildnngsau stalten, also auch jener Frauen, die für die gelehrten Berufe 
befähigt sind, diesen Grundsätzen des Gesetzes entspricht ? 

Ich glaube, dass ich bei Vorführung der Bedenken, welche gegen 
die vorgeschlagene Reform geltend gemacht worden sind oder geltend 
gemacht werden können, vollständig gewesen bin. Ich hege die Über- 
zeugung, dass kein einziges derselben irgendwie stichhältig oder berechtigt 
ist Aber ich weiß wohl, dass der Antrag, den ich gestellt habe, auf 
vielfältige Opposition stoßen wird. Und ich bin mir auch klar über 
den eigentlichen und inneren Grund dieser Opposition, Er liegt darin, 
dass man vielfach die Erwerb stellen, welche die beantragte Reform dem 
weiblichen Geschlechte eröffnen soll, diesem nicht gönnt, weil man jede 
Anstellung einer Fran als einen Raub an jenem Gute ansieht, das dem 
Manne gebürt. Das wird ja wohl in der Regel nicht eingestanden 
und in gewisser Beziehung ist es sogar erfreulich, dass mau dies wahre 
Motiv der Opposition mit allerei anderen Argumenten verkleidet. Darin 
liegts aber in letzter Linie i Man betrachtet die rechts gel ehrten, wie 
die ärztlichen und sonstigen bisher dem männlichen Geschlecht vor- 
behaltenen Berufe als etwas, was diesem gebart, 

Wieso gebürt? 

Man vergesse nicht, es handelt sich um solche Berufe, für welche 
das weibliche Geschlecht als befähigt anerkannt wird und werden muss. 

Wer solche Berufe den Frauen fürderhin vorenthalten will, der 
muss es thnn um ihres Geschlechtes willen. So kann nur jemand denken, 
der imstande ist, an der Wende des 20. Jahrhunderts in sich ein 
männliches Cla&aenbewnsstsein zu erwecken und der weiter der Ansicht 
ist, dass bot der Vertheilung der Güter und Rechte, welche das gesell- 
schaftliehe Leben schafft, dem männlichen Geschlechte der Vorrang gebore. 

Ich glaube, dass niemand, der den Gedanken der Keuschen würde, 
wie ihn Kant und Fichte entwickelt, aber nicht zu Ende gedacht haben, 
voll in sich aufgenommen hat, ein geschlechtliches Classeubewusstsein 
verstehen kann- Man darf vielmehr wohl behaupten, dass dasselbe mit den 
Principien unserer, der christlichen Civilisation in ihrer modernen 



— 14 — • 

Ausgestaltung unvereinbar, dass es derUeberrest einer barbarischen, unserer 
Ciütur stufe nicht entsprechenden, wenngleich von ihr, wie Figur a zeigt, 
noch nicht völlig überwundenen Ansicht von der Minderwertigkeit 
des Weibes ist. Eine Widerlegung dieser Ansicht aber wird man 
von mir nicht verlangen ; ich könnte sie auch nicht geben, denn sie 
beruht in letzter Linie auf einer Überzeugung, die man nicht wider- 
legen kann, weil sie Vernunftgründen nicht zugänglich ist, auf der 
Ueberzeugnng vom R e c h t des Stärkeren, aus der sich die Hörig- 
keit des Weibes als des schwächeren Theilee ergibt. Nur wer mit 
dieser brutalen Ansicht, die augenscheinlich durch die Bedeutung und 
Häufigkeit der Kriege und die Wichtigkeit der Kriegsdienste beeinflusst 
wird, gebrochen hat, nur der ist imstande, die vorliegende Frage mit 
Ve raun ftgriin den zu prüfen und nur an ihn richten sich die vorliegenden 
Auseinandersetzungen. Woher stammt denn diese unserer Culturstufe 
nicht mehr entsprechende Auffassung und mit welchem Recht dürfen 
wir sie heute bereits als innerlich von den Culturmenschen überwunden 
betrachten ? 

Sie hat ihren Ursprung in jenen wirtschaftlichen und socialen 
Zuständen, welche die patriarchale FamilienorganiBation erzeugt haben. 
U eberall, wo das Patriarchat besteht, finden wir auch die Rechtlosigkeit 
der Frau, Niemand ist mehr bereit, als ich, die civilisatorische und 
staatenbildende Kraft des Patriarchats anzuerkennen : allein es hat längst 
seine welthistorische Mission erfüllt. Das Chris tenthum hat ihm die 
erste tiefe, aber dauernd nachwirkende Wunde geschlagen, als deren 
Folge wir den bereits Jahrtausende währenden Zersetzungsprocess 
der alten Patriarchats -Organisation betrachten müssen. Unmöglich ist es, 
die Grenze dieses Processes zu bestimmen , aber sicher ist es, dass er 
seit dem Siege der naturrechtlichen Schule, seit der Revolution, vielleicht 
in Verbindung mit der Entwicklung des Capitaiismus und dem Entstehen 
einer Epoche des internationalen Friedens, wie sie bisher nie dagewesen 
war, weitere Fortschritte gemacht hat, und dass die allgemein herr- 
schende Ueberzeugnng heute bereits gewisse Grundsätze verwirft, die 
noch vor einem Jahrhundert unbestritten waren. 

Erinnern wir uns ; dass die naturrechtliche Schule mit ihrer Be- 
tonung der dem Henschen als solchen angeborenen Üechte eine Gleich- 
stellung des weiblichen Geschlechtes mit dem männlichen in vielen 
Punkten verlangt hat, hinsichtlich deren das erstere damals noch all- 
gemein zurückgesetzt war. Dies ist vielfach der Fall gewesen im Privatrecht, 
im Familien- und Eherecht insbesondere, im Strafrecht und im Process. 
Details hierüber brauche ich ja wohl au dieser Stelle nicht anzuführen. 

Die Gesetzgebungen sind bekanntlich diesen Anregungen der natur- 
rechtlichen Schule gefolgt, zwar nicht gleich und nicht überall, aber es 
ist unverkennbar, dass die Gesetzgebungen seither langsam doch eonstant 
der Verwirklichung der Gleichberechtigungsidee nachgehen. 

Erinnern wir uns aber auch, dass mit nebensächlichen Ausnahmen 
selbst die Eadicalsten unter den Naturrechtslehreru weit davon entfernt 
waren, den Frauen politische Rechte oder die Theilnahme an öffentlichen 
Berufen, am öffentlichen Leben überhaupt einzuräumen, ja, dass der ge- 
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feierte Prophet der „Menschenrechte % Rousseau, die Fraa nur als einen 
„coquetten Sclaven" angesehen wissen wollte- Auch die Gesetzgebungen 
der revolutionären Epoche sind dabei stehen geblieben, die Frauen 
durchaus von politischen Rechten auszuschliessen. Betrachten wir nun 
aber, wie sehr dieser Grundsatz heute schon durchbrochen ist oder als 
überholt betrachtet werden kann ! 

Nur im Vorbeigehen möchte ich hier der Bewegung gedenken, 
welche darauf abzielt, dem weiblichen Geschlechte das Wahlrecht zu 
verschaffen. Es geschieht nur, um zu betonen, dass in einer Gesell- 
schaftsordnung, in der Millionen von Frauen gezwungen sind, sich von 
ihrer Arbeit zu ernähren, diese Bewegung ihre volle Berechtigung hat. 
Kennt doch sogar unser Staat, dem man schwerlich den Vorwurf von 
überstürzten Neuerungen machen wird, ein Frauen Wahlrecht, und wenn 
er dasselbe den Eigen thümer innen von grußem Grundbesitz oder Höchst- 
besteuerten reserviert, so wird sich heute kaum mehr jemand finden, der 
der Ansicht ist, dass die geistigen und ethischen Mängel des weiblichen 
Geschlechtes, die dessen Ausschluss vom Wahlrechte zu rechtfertigen 
hätten, durch die Er w erbung eines großen Vermögens hinweg - 
ge wischt werden ! 

Doch dies nur nebenbei! Ich will vielmehr hervorheben, wieviele 
Berufe, die froher dem männlichen Geschlechte vorbehalten waren, sich 
bereits jetzt, und zwar im Laufe dieses Jahrhunderts, dem weiblichen 
Geschlechte eröffnet haben. 

Die Frauen sind längst zum Gewerbebetrieb und zum Kaufraanns- 
beruf zugelassen; seit etwas kürzerer Zeit hat man sie als Lehrerinnen t 
ja als Schulleiterinnen angestellt und ihnen sogar die Theilnahme an den 
schnlbehördlichen Functionen in diesen Stellungen eingeräumt. Wir sehen 
ferner, dass in noch jüngerer Zeit, wie schon oben erwähnt, Frauen 
massenhaft in Öffentlichen Aemtern angestellt wurden, Die Eröffnung 
des ärztlichen und Apothekerberufes endlich ist bereits in mehreren 
Staaten durchgeführt und entspricht, obwohl hier natürlich besondere 
Bedenken bestehen, so sehr einem allgemeinen Bedürfnisse, insbesondere 
des weiblichen Geschlechtes selbst, dass die Durchführung dieser Reform 
auch bei uns nur mehr eine Frage der Zeit ist. 

Wenn nun beantragt wird, diesen Berufen auch die rechts- 
gelehrten anzufügen, so glaube ieh T dass wir hiebei nur einer historischen 
Entwicklung folgen, die man zwar im einzelnen begrenzen und näher 
bestimmen mag und muss, die man aber im übrigen höchstens eine 
Weile hemmen, auf die Dauer aber nicht aufhalten kann. Denn die 
historische Entwicklung geht, wie schon die hier gegebene dürftige 
üebersicht zeigt, unzweifelhaft dahin, den Frauen alle Berufe 
zu eröffnen, zu denen sie nieht aus besonderen, indi- 
viduellen oder allgemeinen Gründen als unbefähigt be- 
trachtet werden müssen. 

Zu den für Frauen passenden Berufen gehört aber ein Theil der 
rechtsgelehrten Berufe ohne allen Zweifel. Nicht alle, das gebe ich zu, 
und wie man die Abgrenzung vornehmen könnte, habe ich auseinander- 
gesetzt. Jedenfalls aber ein erheblicher Theil, hinreichend, um den Frauen 
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den Zutritt zu den Staatsprüfungen und damit zur ordentlichen Hörerschaft 
in unserer Paco! tat zu eröffnen. 

Der gegenwärtige Zeitpunkt erscheint zur Anregung dieser Reform 
besonders geeignet, nicht nur, weil unsere Regierung in richtiger Er- 
kenntnis des Geistes der Zeit vor kurzem Frauen zu der Maturitäts- 
prüfung zugelassen hat, sondern auch deshalb, weil wir mit einer solchen 
Anregung würdig in das XX. Jahrhundert eintreten, dem die Erfüllung 
des Zieles vorbehalten bleibt, das mir bei meinem Antrag vorgeschwebt 
hat und das sich kurz zusammenfassen lägst in dem Grundsatz : d i e 
Frauen zu allen Berufen zuzulassen, zu denen sie 
fähig sind* 

Die juristische Facultät unserer Universität erschien mir vor allem 
berufen, den Anstoß zu dieser Reform, soweit sie mit ihrer Thätigkeit 
in Zusammenhang steht, zu geben. Denn ist es auch zunächst die Auf- 
gabe der rechts- und staatswissenschaftlichen Facaltäten, die Grundlagen 
der bestehenden Staats- und Gesellschaftsordnung durch wissenschaftliche 
Thätigkeit zu erklären, zu lehren, zu rechtfertigen und somit zu 
erhalten, so ist es immer doch auch Sache der rechtswissenschaft- 
lichen Facultitten gewesen, an der zeitgemäßen Umgestaltung jener 
Grundlagen mitzuwirken, nicht nur in theoretischer und wissenschaft- 
licher Form, sondern auch durch Stellung geeigneter Anträge bei den 
competenten Behörden . . . ü 

Dies waren im wesentlichen die Ausführungen meines Gutachtens. 
Nachdem das Co mite dasselbe der Facultät vorgelegt hatte, beschloss 
diese letztere in ihrer Sitzung vom 9. Februar 1900 mit Stimmen- 
mehrheit, die seinerzeit vom Comite gestellten Anträge anzunehmen. 

Es wurde somit das Unterrichts -Ministerium ersucht, die nöthigen 
Maßregeln zu ergreifen, damit in Hinkunft auch Frauen, welche sich 
mit der nothigen Vorbildung ausweisen können, zu den ordentlichen 
juristischen Studien, zu den Staatsprüfungen und den Rigorosen zu- 
gelassen werden. 

Man darf auf das weitere Verhalten der Regierung gespannt sein, 
Eine principielle Ablehnung des Standpunktes der Wiener juristischen 
Facultät seitens des Unterrichts-Ministeriums ist nicht wahrscheinlich. 
Einerseits deshalb, weil ja der Stellung dieses Ministeriums durch die 
vorhergegangenen Maßregeln bezüglich des Frauenstudiums präjudiciert 
ist, andererseits aber auch deshalb, weil an der Spitze desselben ein 
ausgezeichneter Fachmann steht, welcher modernen Gesichtspunkten und 
Anschauungen zu huldigen scheint. Eine andere Frage ist es, wie sich 
das Justiz- Ministerium dazu stellen wird. Hoffen wir, dass es nicht 
rückstandiger gesinnt ist als das Unterrichts-Kessort. Dann wäre es ja 
vielleicht uns Oesterreichern möglich, einigen anderen europäischen Staaten 
in der Frage des Frauenstudiums voranzueilen. Es wäre uns zu gönnen. 
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